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Verordnung 
zur Aufhebung der Verordnung 

über die Entschädigung für Schöffen, Sach­
verständige, Dolmetscher und Zeugen.

Vom 23. Februar 1956
§ 1

Die Verordnung vom 30. April 1953 über die Ent­
schädigung für Schöffen, Sachverständige, Dolmetscher 
und Zeugen (GBl. S. 705) wird aufgehoben.

§ 2
Der Minister der Justiz wird beauftragt, die Ent­

schädigung für Schöffen, Sachverständige, Dolmetscher 
und Zeugen durch Anordnung zu regeln.

§ 3
Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
Berlin, den 23. Februar 1956

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Ministerium der Justiz 
S t o p h Dr. B e n j a m i n

Stellvertreter des Vorsitzenden Minister
des Ministerrates

Anordnung 
über die Entschädigung der Schöffen.

Vom 20. März 1956
Auf Grund des § 2 der Verordnung vom 23. Februar 

1956 zur Aufhebung der Verordnung über die Ent­
schädigung für Schöffen, Sachverständige, Dolmetscher 
und Zeugen (GBl. I S. 297) wird folgendes angeordnet:

§ 1
(1) Arbeitern und Angestellten, die als Schöffen ge­

wählt sind, ist von der Betriebsleitung oder dem Be­

triebsinhaber die zur Ausübung des Schöffenamtes 
erforderliche Freizeit zu gewähren. Der Betrieb hat 
dem Schöffen für diese Zeit den Durchschnittslohn des 
letzten Quartals zu vergüten.

(2) Weisen Betriebsinhaber der privaten Wirtschaft 
nach, daß sie ohne Gefährdung ihrer staatlichen oder 
vertraglichen Verpflichtungen nicht in der Lage sind, 
ihrer . Verpflichtung gegenüber dem Schöffen nachzu­
kommen, so hat das Gericht die dem Schöffen zu­
stehende Entschädigung aus dem Staatshaushalt zu 
verauslagen. Die verauslagten Beträge hat der Be­
triebsinhaber innerhalb von sechs Monaten nach Zah­
lung der Entschädigung an das Gericht zu erstatten; 
Diese Verpflichtung wird durch einen Beschluß fest­
gesetzt, den der Sekretär des Gerichts erläßt; der Be­
schluß ist vollstreckbar. In besonderen Härtefällen 
kann von einer Erstattung Abstand genommen werden.

§ 2
(1) Mitglieder einer Landwirtschaftlichen Produk­

tionsgenossenschaft, die als Schöffen gewählt sind, er­
halten für die Zeit der Ausübung des Schöffenamtes 
aus dem Staatshaushalt eine Entschädigung von 
12 DM für jeden Tag der Schöffentätigkeit.

(2) Die gleiche Entschädigung erhalten werktätige 
Einzelbauern, die als Schöffen gewählt sind.

§ 3
(1) Freiberuflich Tätige, die als Schöffen gewählt 

sind, erhalten für die Zeit der Schöffentätigkeit aus 
dem Staatshaushalt eine Entschädigung, die ihrem 
Dürchschnittsverdienst der letzten Einkommensteüer- 
periode entspricht. Der Durchschnittsverdienst ist durch 
Vorlage des Steuerbescheides nachzuweisen. Die Ent­
schädigung darf im Höchstfälle 30 DM für jeden Tag 
der Schöffentätigkeit betragen.

(2) Kann ein Nachweis nicht geführt werden, so hat 
das Gericht die Entschädigung unter Berücksichtigung


